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Das Bundesgericht hat sich in einem Entscheid vom 12. Januar
2026  (kürzlich  publiziert)  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,
inwieweit der öffentliche Arbeitgeber verpflichtet ist, einer
Arbeitnehmerin  vor  der  Zustellung  des  definitiven
Schlusszeugnisses  das  rechtliche  Gehör  zu  gewähren  und
Änderungsvorschläge  zum  Entwurf  einzuholen.  Umstritten  war
auch  der  Inhalt  des  Zeugnisses,  nachdem  die  Mitarbeiterin
während  Jahren  sehr  gut  gearbeitet  hatte,  das
Arbeitsverhältnis  dann  aber  mit  einer  konfliktbeladenen
Schlussphase  endete  (Entscheid  des  Bundesgerichts  1  C
101/2026).

Das Urteil beschäftigt sich mit einem Fall aus dem Kanton
Zürich. Welche Schlüsse sind vorab aus dem Urteil zu ziehen?

Wer gefragt wird, sich zu einem Zeugnistext zu äussern,1.
sollte  umgehend  reagieren,  sein  Einverständnis  oder
Missfallen  mitteilen  und  gleichzeitig  einen
Änderungsvorschlag  unterbreiten.  Wer  zuwartet  oder
nichts sagt, kann nicht damit rechnen, nochmals gehört
werden – und muss es auch nicht. Im konkreten Fall hatte
sich  die  Mitarbeitende  zudem  mehrfach  mit
Änderungsvorschlägen  gemeldet,  womit  sie  ordentlich
angehört  worden  war.  Ob  diese  Änderungsvorschläge
übernommen  werden,  ist  keine  Frage  des  rechtlichen
Gehörs.

Das Recht des Mitarbeitenden, bei der Formulierung von2.
Arbeitszeugnissen mitwirken zu können, wird regelmässig
überschätzt.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  ein
wahres und wohlwollendes Zeugnis zu erstellen, er ist
nicht verpflichtet, Formulierungen des Mitarbeitenden zu
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übernehmen oder vorher im Detail mit ihm abzusprechen.
Es ist ihm überdies nicht erlaubt, (zu wohlwollende)
Beurteilungen  abzugeben,  die  nichts  mit  den
(ungenügenden)  Leistungen  des  Mitarbeitenden  zu  tun
haben.

Beschwerden  gegen  Formulierungen  in  Arbeitszeugnissen3.
sind häufig erfolglos. Im konkreten Fall verhielte es
sich vor Vorinstanz (dem Verwaltungsgericht des Kantons
Zürich)  allerdings  anders.  Die  Mitarbeiterin  hatte
während  Jahren  sehr  gute  Leistungen  erbracht.  Das
Arbeitszeugnis  fokussierte  bei  der  Beurteilung  der
Mitarbeitenden  dann  aber  stark  auf  die  letzten
konfliktbeladenen  Monate  der  Anstellung  und  fiel
entsprechend  schlecht  aus.  Eine  schlechte  Beurteilung
ist  nach  Jahren  mit  guten  und  sehr  guten
Mitarbeiterbeurteilungen  unzulässig.

Beschwerden an das Bundesgericht mit dem Inhalt, ein4.
Arbeitszeugnis  sei  in  einzelnen  Passagen  anders  zu
formulieren,  sind  angesichts  der  eingeschränkten
Überprüfungsbefugnis  des  Bundesgerichts  in  der  Regel
aussichtslos. Das muss man sich bewusst sein, wenn man
Zeit und Geld in dieses Verfahren investiert.

Was oftmals übersehen wird: Ein Arbeitszeugnis mit kleineren
Ecken  und  Kanten  ist  für  das  berufliche  Fortkommen  nicht
notwendigerweise  schlechter  als  dasjenige,  das  einem
Hochglanzprospekt gleicht. In diesen Fällen stellt sich ein
möglicher  neuer  Arbeitgeber  regelmässig  die  Frage,  ob  das
Arbeitszeugnis  vom  Mitarbeiter  selbst  verfasst  oder  auf
anderem Weg zur Vollendung gebracht wurde. Glauben tut man die
Lobreden  regelmässig  nicht,  aber  man  schliesst  auf  den
Mitarbeiter selbst, was kein Vorteil sein muss.

Zum Entscheid des Bundesgerichts
Das  Verwaltungsgericht  des  Kantons  Zürich  hatte  in  seinem



Entscheid vom 17.06.2025 (Geschäftsnummer: VB.2024.00704) der
Mitarbeiterin  noch  in  weiten  Teilen  Recht  gegeben  und
zahlreiche Formulierungen im Abschnitt des Arbeitszeugnisses
über  die  Leistung  deutlich  verbessert.  Das  reichte  der
Mitarbeiterin allerdings nicht und sie führte gegen die nur
teilweise  Gutheissung  ihrer  Begehren  im
verwaltungsgerichtlichen  Entscheid  Beschwerde  beim
Bundesgericht

Dieses wies die Beschwerde ab und bestätigte den Entscheid des
Verwaltungsgerichts.

Ausgangslage
A. war seit dem 1. Juli 2012 als Sachbearbeiterin B. bei der
Kantonspolizei Zürich angestellt. Mit Austrittsverfügung vom
22.  September  2023  kündigte  die  Kantonspolizei  das
Arbeitsverhältnis  per  31.  März  2024  und  verlängerte  die
bereits  zuvor  angeordnete  Freistellung  bis  zum  Ende  der
Kündigungsfrist.

Nach der Kündigung stellte ihr die Kantonspolizei A. zunächst
ein  Zwischenzeugnis  vom  2.  Februar  2024  und  später  ein
Arbeitszeugnis (Schlusszeugnis) vom 30. April 2024 zu. Gegen
beide Zeugnisse erhob A. Rekurs. Mit Entscheid vom 15. Oktober
2024 vereinigte die Sicherheitsdirektion die beiden Verfahren,
schrieb  den  Rekurs  betreffend  das  Zwischenzeugnis  als
gegenstandslos ab und wies den Rekurs gegen das Schlusszeugnis
ab.

Nach  der  (nur)  teilweisen  Gutheissung  der
Verwaltungsgerichtsbeschwerde  gelangte  A.  mit  subsidiärer
Verfassungsbeschwerde  vom  15.  September  2025  an  das
Bundesgericht.  Sie  beantragte  die  Aufhebung  des
vorinstanzlichen  Urteils  hinsichtlich  zweier  Passagen  des
Arbeitszeugnisses  (Verhaltensbeurteilung  und  Schlusssatz)
sowie deren Ersetzung beziehungsweise Ergänzung durch einen
von ihrem formulierten Text. Eventualiter sei die Sache zur
neuen Beurteilung an das Verwaltungsgericht zurückzuweisen.



Aus den Erwägungen
3.1.  Die  Beschwerdeführerin  hatte  im  vorinstanzlichen
Verfahren  vorgebracht,  dass  ihr  die  Kantonspolizei  das
Schlusszeugnis  nicht  vorgängig  zur  Stellungnahme  zugestellt
habe. Das Verwaltungsgericht hielt dazu fest, die anwaltlich
vertretene  Beschwerdeführerin  habe  im  Hinblick  auf  die
Ausstellung  des  Zwischenzeugnisses  mehrfach  die  Möglichkeit
gehabt, sich zum vorgesehenen Inhalt zu äussern, was sie auch
getan habe. Am 6. Februar 2024 habe sich die Kantonspolizei
per  E-Mail  an  sie  gewandt  und  ihr  mitgeteilt,  dass  das
Schlusszeugnis  inhaltlich  gleich  lauten  werde  wie  das
Zwischenzeugnis, die Verben jedoch in der Vergangenheitsform
stehen würden. Weiter habe sie einen Schlusssatz vorgeschlagen
und um eine diesbezügliche Rückmeldung gebeten. Nachdem eine
solche  ausgeblieben  sei,  habe  sie  am  7.  Mai  2024  das
Arbeitszeugnis vom 30. April 2024 als Verfügung zugestellt.
Der  darin  enthaltene  Schlusssatz  sei  vom  vorgeschlagenen
abgewichen.  Die  Version  gemäss  Vorschlag  im  E-Mail  habe
gelautet: „Frau A. verlässt uns per 30. April 2024. Wir danken
ihr für ihre wertvolle Mitarbeit und wünschen ihr für ihre
berufliche sowie private Zukunft alles Gute.“ Die definitive
Version  gemäss  Verfügung  sei  stattdessen  folgende  gewesen:
„Das Arbeitsverhältnis von Frau A. endete am 30. April 2024.
Wir möchten A. für ihre Mitarbeit danken und wünschen ihr
beruflich wie privat alles Gute.“

3.2. Die Beschwerdeführerin machte geltend, dass das E-Mail
vom  6.  Februar  2024  nicht  als  wirksame  Gewährung  des
rechtlichen  Gehörs  gelten  könne  und  dass  sie  von  einer
Zustellung des in Aussicht genommenen Zeugnisses per Post mit
Fristansetzung  habe  ausgehen  dürfen.  Es  widerspreche  dem
Grundsatz von Treu und Glauben, dass die Beschwerdegegnerin
keine Rückmeldung abgewartet, sondern das Arbeitszeugnis ohne
formelle Gewährung des rechtlichen Gehörs ausgestellt habe,
notabene mit Verschlechterung des Standardsatzes. Die Annahme
der  Heilung  würde  den  Eigenwert  des  rechtlichen  Gehörs
untergraben.  



3.3. Wie die Beschwerdeführerin zur Annahme gelangt, sie hätte
von  einer  Zustellung  des  Zeugnisses  per  Post  und  mit
Fristansetzung  ausgehen  dürfen,  ist  nicht  nachvollziehbar.
Gestützt auf die vorinstanzlichen Ausführungen steht dagegen
fest,  dass  ihr  der  wesentliche  Wortlaut  des  Zeugnisses
aufgrund des E-Mails vom 6. Februar 2024 bekannt gewesen war.
Somit  wurde  ihr  eine  hinreichende  Äusserungsmöglichkeit
eingeräumt.  Art.  29  Abs.  2  BV  verleiht  den
verfahrensbeteiligten Parteien nicht das Recht, sich zu jedem
möglichen  Ergebnis  zu  äussern,  das  von  der  entscheidenden
Behörde  ins  Auge  gefasst  wird.  Es  genügt,  dass  sich  die
Parteien zu den Grundlagen des Entscheids, insbesondere zum
Sachverhalt  sowie  zu  den  anwendbaren  Rechtsnormen,  vorweg
äussern und ihre Standpunkte einbringen können (vgl. BGE 145 I
167 E. 4.1; Urteil 2C_683/2023 vom 24. September 2025 E. 5.2;
je mit Hinweisen). Die Beschwerdeführerin hat es sich selbst
zuzuschreiben, dass sie nicht innert angemessener Frist von
der ihr eingeräumten Möglichkeit Gebrauch machte, sondern sich
trotz der Aufforderung zur Stellungnahme während drei Monaten
nicht meldete (vgl. in diesem Zusammenhang auch BGE 138 I
484 E. 2.3 mit Hinweisen).

3.4.  Selbst  wenn  im  Umstand,  dass  der  Schlusssatz  anders
lautete als ursprünglich in Aussicht gestellt, eine Verletzung
des  rechtlichen  Gehörs  zu  erblicken  wäre,  würde  diese
(äusserst) leicht wiegen. Zum einen war die Abweichung des
Wortlauts  geringfügig,  zum  andern  besteht  nach  der
vorinstanzlichen  Auslegung  des  kantonalen  Rechts  in
Übereinstimmung  mit  der  bundesgerichtlichen  Rechtsprechung
kein  Anspruch  der  Arbeitnehmenden  auf  eine  bestimmte
Formulierung des Schlusssatzes (vgl. Urteil 8C_251/2017 vom
22. Juni 2017 E. 5.2.3 mit Hinweisen).

3.5. Zu Unrecht beruft sich die Beschwerdeführerin in diesem
Zusammenhang auf den Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 9
BV).  Dieser  Grundsatz  verschafft  zwar  unter  gewissen
Voraussetzungen  einen  Anspruch  auf  Schutz  berechtigten
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Vertrauens  in  behördliche  Zusicherungen  oder  sonstige,
bestimmte  Erwartungen  begründendes  Verhalten.  Dies  setzt
jedoch unter anderem voraus, dass die betroffene Person im
Vertrauen auf die Auskunft Dispositionen getroffen hat, die
sie nicht ohne Nachteil rückgängig machen kann (BGE 150 I 1 E.
4.1 mit Hinweisen). Wie schon das Verwaltungsgericht dargelegt
hat,  ist  diese  Voraussetzung  hier  nicht  erfüllt.  Der
angefochtene Entscheid ist im Übrigen in dieser Hinsicht –
entgegen  der  Auffassung  der  Beschwerdeführerin  –  auch
hinreichend  begründet  (vgl.  BGE  138  III  30  E.  3.1  mit
Hinweisen).   

4.

4.1.  Der  Abschnitt  betreffend  das  Verhalten  der
Beschwerdeführerin lautete im Arbeitszeugnis, wie es von der
Kantonspolizei  erstinstanzlich  verfasst  worden  war,
folgendermassen:

„Wir schätzten Frau A. als hilfsbereite, aufgeschlossene und
freundliche Mitarbeiterin, die ihre Meinung offen aussprach.
Sie nutzte den eigenen Handlungsspielraum, um die Anliegen der
Kunden  zu  erfüllen  und  legte  Wert  auf  eine  gründliche,
zuvorkommende  sowie  fundierte  Beratung.  Ihr  Verhalten
gegenüber Vorgesetzten, Mitarbeitenden und der Kundschaft war
loyal und sie identifizierte sich sowohl mit dem Unternehmen
als auch den Aufgaben. 

Die  Beschwerdeführerin  beantragte  im  vorinstanzlichen
Verfahren die folgende Neuformulierung und Ergänzung dieses
Abschnitts:

„Wir schätzten Frau A. als hilfsbereite, aufgeschlossene sowie
freundliche Mitarbeiterin, die andere Meinungen akzeptiert und
kritikfähig  war.  Sie  arbeitete  teamorientiert,  wissbegierig
sowie anpackend und kommunizierte klar und offen. Frau A.
nutzte den eigenen Handlungsspielraum, um die Anliegen der
Kunden  zu  erfüllen  und  legte  Wert  auf  eine  gründliche,
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zuvorkommende sowie fundierte Beratung.  

Aufgrund  ihrer  sympathischen  und  ausgeglichenen  Wesensart
sowie  ihrer  professionellen  und  respektvollen  Umgangsformen
wurde Frau A.________ von Vorgesetzten, Mitarbeitenden und der
Kundschaft überaus geschätzt. Sie war loyal und identifizierte
sich mit dem Unternehmen als auch mit ihren Aufgaben.“

4.2. Das Verwaltungsgericht hatte hierzu ausgeführt, es sei
erstellt, dass ihr Verhalten seit längerer Zeit zu massiver
Kritik Anlass gegeben habe. Namentlich habe sie sich gegenüber
Teammitgliedern sowie Vorgesetzten wiederholt unbefriedigend
verhalten.  Obschon  die  Arbeitgeberin  sie  in  mehreren
Gesprächen  aufgefordert  habe,  ihr  respektloses  und
verletzendes Verhalten gegenüber Mitarbeitenden anzupassen und
zu verbessern, und sie formell abgemahnt worden sei, sei es zu
keiner  dauerhaften  Veränderung  ihres  Verhaltens  gekommen.
Nachdem ihr die Beschwerdegegnerin mitgeteilt habe, sie fasse
eine  Kündigung  ins  Auge,  habe  die  Beschwerdeführerin  ein
Gespräch mit einer Bürokollegin ohne deren Wissen mit dem
Handy aufgezeichnet.  

Weiter  hatte  das  Verwaltungsgericht  dargelegt,  das  Zeugnis
habe ein faires Abbild der gesamten Anstellungsdauer zu geben,
wobei Leistung und Verhalten in der letzten Zeit für die neue
Arbeitgeberschaft von grösserer Bedeutung seien. Das Verhalten
der Beschwerdeführerin sei nach der Probezeit bis Ende 2021
stets mit „B“ bzw. „sehr gut“ bewertet worden, wobei sie als
hilfsbereit,  freundlich  und  fleissig  sowie  bis  zur
Mitarbeiterbeurteilung vom 9. Oktober 2018 als ruhiges und
angenehmes  Teammitglied  bezeichnet  worden  sei.  Die
Kommunikation und die Konfliktfähigkeit seien jeweils mit „C“
(„gut“)  bewertet  worden,  wobei  sich  in  den
Mitarbeiterbeurteilungen  explizite  kritische  Bemerkungen
finden würden („Verständlichkeit und Selbstkritik verbessern“;
„Es  kommt  immer  wieder  zu  Konflikten  im  Team“).  In  der
Mitarbeiterbeurteilung vom 10. Februar 2023 sei das Verhalten
gesamthaft  mit  „C“  sowie  die  Kommunikation  und



Konfliktfähigkeit mit „D“ („genügend“) bewertet und es sei
Folgendes festgehalten worden: „Das Verhalten […] war 2022
gegenüber  ihren  Kollegen  und  Vorgesetzten  nicht  jederzeit
angemessen und korrekt.“ Gemäss dem Personaldossier sei eine
Mahnung erstmals am 24. Oktober 2022 erfolgt. 

Gestützt auf diese Erwägungen kam das Verwaltungsgericht zum
Schluss, angesichts der guten bzw. sehr guten Bewertungen des
Verhaltens während der überwiegenden Anstellungsdauer sei der
fragliche  Abschnitt  des  Arbeitszeugnisses  in  Anlehnung  an
frühere Zwischenzeugnisse zu ergänzen:

„Wir schätzten Frau A. als hilfsbereite, aufgeschlossene und
freundliche Mitarbeiterin, die ihre Meinung offen aussprach,
andere Meinungen akzeptiert und kritikfähig ist. Sie arbeitete
teamorientiert und kommunizierte offen. Sie nutzte den eigenen
Handlungsspielraum, um die Anliegen der Kunden zu erfüllen und
legte Wert auf eine gründliche, zuvorkommende sowie fundierte
Beratung. Ihr Verhalten gegenüber Vorgesetzten, Mitarbeitenden
und  der  Kundschaft  war  loyal  und  sie  identifizierte  sich
sowohl mit dem Unternehmen als auch den Aufgaben.“

4.3. Während das Verwaltungsgericht allerdings davon ausging,
dass eine ausdrücklich lobende Erwähnung der Wesensart und
Umgangsformen  dem  Sachverhalt  bzw.  dessen  angemessener
Gewichtung nicht entspräche, beantragt die Beschwerdeführerin
im  Verfahren  vor  Bundesgericht,  der  zuletzt  zitierte  Satz
(„Ihr  Verhalten…“)  sei  durch  folgende  Formulierung  zu
ersetzen:

„Aufgrund  ihrer  sympathischen  und  ausgeglichenen  Wesensart
sowie  ihrer  professionellen  und  respektvollen  Umgangsformen
wurde  Frau  A.  von  Vorgesetzten,  Mitarbeitenden  und  der
Kundschaft überaus geschätzt. Sie war loyal und identifizierte
sich mit dem Unternehmen als auch mit ihren Aufgaben.“ 

Sie  wirft  dem  Verwaltungsgericht  eine  willkürliche
Sachverhaltsfeststellung vor und betont, sie sei über 20 Jahre



beim  Kanton  angestellt  gewesen,  ohne  dass  ihr  Verhalten
bemängelt worden sei. Als es im Jahr 2022 zu einer personellen
Umstrukturierung gekommen sei, habe sich die Dynamik im Team
zunehmend  verändert.  Aufgrund  fehlender  flankierender
Massnahmen hätten die Arbeitslast und der Druck zugenommen.
Sie habe sich aufgrund der psychischen Überlastung aufgrund
von  Mobbinghandlungen  in  einer  immer  aussichtsloseren  Lage
befunden und nicht mehr gewusst, an wen sie sich hätte wenden
können. Die Audioaufnahme sei aus einer gewissen Notsituation
entstanden  und  sie  selbst  habe  sie  unmittelbar  danach
offengelegt.  Bei  den  negativen  Punkten  handle  es  sich  um
völlig isolierte Vorfälle und unwichtigere Kleinigkeiten. Es
sei unhaltbar, wenn sie nach einer derart langen und insgesamt
positiv verlaufenen Anstellung ein Schlusszeugnis erhalte, das
faktisch  nur  die  letzten  Wochen  ihres  Arbeitsverhältnisses
widerspiegle. Ein solches Vorgehen verletze das Willkürverbot
und  den  Grundsatz  der  Fairness  in  stossender  Weise.  Zu
verweisen sei auch auf die durchgehend positiven (Zwischen-
)Zeugnisse aus den Jahren 2022 und 2012. Weil die Vorinstanz
diese klaren und übereinstimmenden Belege ausser Acht gelassen
habe, werde der Zweck des Schlusszeugnisses verfehlt und das
Urteil entbehre einer tragfähigen Grundlage. 

4.4. Das hier zu beurteilende Arbeitszeugnis bezieht sich auf
die  Anstellung  der  Beschwerdeführerin  bei  der
Beschwerdegegnerin,  das  heisst  der  Kantonspolizei.  Diese
Anstellung dauerte gemäss dem Arbeitszeugnis vom 1. Juli 2012
bis zum 30. April 2024. Es ist vor diesem Hintergrund nicht
ersichtlich,  weshalb  das  Verwaltungsgericht  (Zwischen-
)Zeugnisse, die sich auf andere Anstellungsverhältnisse und
Zeitperioden beziehen, hätte berücksichtigen sollen. Auch ist
nicht zu beanstanden, dass es der Leistung und dem Verhalten
während der letzten Zeit eine erhöhte Bedeutung beimass (vgl.
Urteil 1C_400/2024 vom 23. April 2025 E. 4.1). Wie aus den
oben wiedergegebenen Erwägungen hervorgeht, zog es zudem die
gesamte  Anstellungsdauer  in  Betracht,  wobei  es  sich
hinsichtlich der positiven als auch der negativen Punkte auf



Belege  im  Personaldossier  (insbesondere
Mitarbeiterbeurteilungen)  stützte.  Die  Vorbringen  der
Beschwerdeführerin erschöpfen sich dagegen weitgehend in einer
anderen  Gewichtung  dieser  Punkte.  Ihre  Behauptungen,  der
Arbeitsdruck  sei  wegen  fehlender  flankierender  Massnahmen
angestiegen,  es  sei  zu  Mobbinghandlungen  gekommen  und  die
heimliche  Audioaufnahme  sei  aufgrund  einer  Notsituation
entstanden, konkretisiert oder belegt sie in keiner Weise.
Insgesamt  ist  ihre  Rüge  der  willkürlichen
Sachverhaltsfeststellung  und  Rechtsanwendung  somit
unbegründet, soweit sie hinreichend substanziiert wurde.

Rechtsschutzinteresse  und
Begründungspflicht  bei
Mobbingvorwürfen
geschrieben von BLaw Nils Merker | Juni 24, 2026
Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau hatte sich mit einem
prozessual und materiell gleichermassen bedeutsamen Fall aus
dem Hochschulpersonalrecht zu befassen; die Erwägungen sind
aber von allgemeiner Bedeutung und sind auf jeden Mobbingfall
anwendbar.

Im  Zentrum  stand  die  Frage,  ob  eine  ehemalige
Institutsleiterin  der  Fachhochschule  Nordwestschweiz  (FHNW)
auch  nach  Beendigung  ihres  Arbeitsverhältnisses  noch  ein
aktuelles Rechtsschutzinteresse an der gerichtlichen Klärung
von Mobbing- und Fürsorgepflichtverletzungsvorwürfen besitzt.
Darüber  hinaus  hatte  das  Gericht  zu  prüfen,  welche
Anforderungen an die behördliche Begründung zu stellen sind,
wenn  eine  Beschwerdeinstanz  Mobbingvorwürfe  lediglich
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ausschnittweise, genauer, nur teilweise behandelt.

Das Urteil ist von Bedeutung, weil es die Eigenständigkeit des
Feststellungsinteresses  bei  behaupteten
Integritätsverletzungen betont – und dies auch dann, wenn das
Arbeitsverhältnis  bereits  beendet  ist  (in  casu:  weil  die
Klägerin  entlassen  wurde)  und  die  behördliche  Pflicht  zur
Gesamtwürdigung mobbingrelevanter Sachverhalte feststellt.

1.      Ausgangslage
Die Beschwerdeführerin war seit September 2022 als Leiterin
eines Instituts an der Hochschule für Musik Basel der FHNW
tätig. Bereits im Frühsommer 2023 kam es zu Unmutsäusserungen
von  Dozierenden  und  Studierenden  über  ihre  Führung.  Im
November 2023 wurde deshalb ein vertrauensbildender Prozess
mit externer Begleitung eingeleitet. Im März 2024 beantragte
die Institutsleiterin sodann eine formelle Untersuchung wegen
Verletzung  ihrer  persönlichen  Integrität.  Der
Untersuchungsbericht vom April 2024 verneinte Mobbing und eine
Fürsorgepflichtverletzung;  der  Direktionspräsident  der  FHNW
schloss sich dieser Einschätzung mit Verfügung vom 6. Mai 2024
an.

Kurz darauf, am 24 Mai 2024, wurde die Beschwerdeführerin
fristlos entlassen. Diese Kündigung erwies sich später als
ungerechtfertigt. Gegen die Verfügung betreffend Mobbing und
Fürsorgepflicht erhob sie im Juni 2024 Beschwerde bei der
Beschwerdekommission FHNW. Diese trat im April 2025 auf die
Beschwerde  nicht  ein,  weil  nach  Beendigung  des
Arbeitsverhältnisses  kein  aktuelles  praktisches
Rechtsschutzinteresse  mehr  bestehe.  Eventualiter  führte  sie
aus,  die  Vorwürfe  würden  inhaltlich  ohnehin  kein  Mobbing
ergeben.  Gegen  diesen  Entscheid  gelangte  die
Beschwerdeführerin  an  das  Verwaltungsgericht.

2.     Das zentrale prozessuale Problem: Fortbestehen des
Rechtsschutzinteresses ja oder nein?
Nach  aargauischem  Verwaltungsverfahrensrecht  ist  zur



Beschwerde  legitimiert,  wer  ein  schutzwürdiges  eigenes
Interesse  an  der  Aufhebung  oder  Änderung  eines  Entscheids
besitzt. Dieses Interesse muss grundsätzlich nicht nur bei
Einreichung des Rechtsmittels, sondern auch noch im Zeitpunkt
der  Urteilsfällung  aktuell  sein.  Die  Vorinstanz  verneinte
dieses Interesse mit der Begründung, die Beschwerdeführerin
arbeite nicht mehr mit den beschuldigten Personen zusammen;
damit seien die arbeitsplatzbezogenen Belastungen weggefallen.

Das Verwaltungsgericht sah dies zu Recht nicht so. Es stellte
dabei  zunächst  auf  die  einschlägige  Richtlinie  zur
persönlichen  Integrität  an  der  FHNW  ab.  Diese  sieht  für
Betroffene  von  Diskriminierung,  sexueller  Belästigung  und
Mobbing ein gestuftes Verfahren vor, das in einem formellen,
anfechtbaren Entscheid darüber mündet, ob eine Verletzung der
persönlichen Integrität vorliegt. Bereits daraus folgt nach
Auffassung des Gerichts, dass die Richtlinie nicht nur auf die
unmittelbare  Konfliktbewältigung  am  Arbeitsplatz  zielt,
sondern den Betroffenen gerade auch eine förmliche Klärung
ihres Integritätsschutzes ermöglichen will.

Das schutzwürdige Interesse erschöpft sich deshalb nicht in
der  Verhinderung  künftiger  Belastungen  innerhalb  eines
bestehenden Arbeitsverhältnisses. Vielmehr umfasst es auch das
Interesse  an  einer  behördlichen  Feststellung,  ob  eine
Persönlichkeitsverletzung  stattgefunden  hat.  Ein  solches
Feststellungsinteresse  kann  über  die  Dauer  der  Anstellung
hinaus  fortbestehen.  Das  Gericht  hebt  zwei  Gesichtspunkte
hervor:  zum  einen  die  Genugtuungsfunktion  einer  förmlichen
Feststellung, zum anderen die mögliche Bedeutung einer solchen
Klärung für Reputation und die künftigen berufliche Chancen.

Das Gericht anerkannte auch die fortdauernden gesundheitlichen
Folgen als relevanten Faktor für ein Feststellungsinteresse.
Die Beschwerdeführerin berief sich auf eine posttraumatische
Belastungsstörung  und  machte  geltend,  die  ausbleibende
behördliche Benennung des Unrechts belaste sie weiterhin. Die
Sichtweise des Gerichts überzeugt.



3.     Materiellrechtlicher Rahmen: Was ist Mobbing?
In materieller Hinsicht stützt sich das Verwaltungsgericht auf
die  gefestigte  bundesgerichtliche  Definition  zu  Mobbing:
Mobbing  ist  danach  ein  systematisches,  feindliches,  über
längere Zeit anhaltendes Verhalten, mit dem eine Person am
Arbeitsplatz isoliert, ausgegrenzt oder gar entfernt werden
soll. Einzelne Konflikte, ein schwieriges Arbeitsklima oder
wiederholte Spannungen genügen hierfür nicht. Erforderlich ist
vielmehr  ein  Gesamtbild  zielgerichteter,  andauernder
Feindseligkeit.

Die Beschwerdeführerin hatte eine Vielzahl konkreter Vorgänge
geschildert: anonyme, ehrverletzende Beiträge in einer grossen
Facebook-Gruppe,  Aufrufe  zur  „Intervention“  gegen  sie,
koordinierte  Sammlungen  von  Beschwerden,  Druck  auf
Studierende,  vorformulierte  Schreiben  sowie  fortgesetzte
Diffamierungen durch einzelne Dozierende und Personen aus dem
Hochschulumfeld.  Nach  ihrer  Darstellung  zielte  dieses
Verhalten letztlich auf ihre Isolation und Entfernung aus der
Leitungsfunktion. Das sah auch das Verwaltungsgericht so und
bejahte eine Mobbingsituation.

4.      Die  Begründungspflicht  als  Grenze  oberflächlicher
Konfliktbewältigung
Das Verwaltungsgericht beanstandete nicht, dass die Vorinstanz
einen strengen Mobbingmassstab anlegte. Kritisiert wurde aber
die  unzureichende  Sachverhaltsabklärung.  Obwohl  die
Beschwerdekommission  selbst  anerkannte,  dass  die
Beschwerdeführerin  zahlreiche  Personen  und  Vorfälle  benannt
hatte, setzte sie sich inhaltlich nur mit zwei Teilaspekten
auseinander, nämlich mit dem Verhalten zweier Dozenten. Die
übrigen Vorwürfe, insbesondere die anonymen Online-Angriffe,
die  Mobilisierung  von  Beschwerden  und  die  Rolle  weiterer
Beteiligter, blieben unbehandelt.

Damit  verletzte  die  Vorinstanz  nach  Auffassung  des
Verwaltungsgerichts  ihre  Begründungspflicht  klar.  Diese
verpflichtet  die  Behörde  zwar  nicht,  jedes  einzelne



Parteivorbringen  ausdrücklich  zu  widerlegen.  Sie  muss  sich
aber  mit  den  wesentlichen  Punkten  befassen  und  erkennen
lassen, weshalb sie einem Standpunkt nicht folgt. Gerade bei
Mobbingvorwürfen reicht es nicht, zwei isolierte Vorfälle zu
prüfen und daraus auf das Fehlen systematischen Verhaltens zu
schliessen.

Hinzu kam: Sowohl die Beschwerdekommission als auch die FHNW
selbst räumten ein, dass der Untersuchungsbericht hinsichtlich
der  Mobbingabklärung  erhebliche  Mängel  aufwies.  Namentlich
seien zentrale Personen nicht persönlich befragt worden. Wenn
aber eine anerkannt mangelhafte Untersuchung vorliege, könne
deren  Ergebnis  nicht  als  Grundlage  dienen,  um  Mobbing
definitiv zu verneinen. Die Vorinstanz hätte vielmehr, so das
Verwaltungsgericht,  eine  eigenständige  Würdigung  sämtlicher
Vorbringen vornehmen müssen. Dass dies unterblieb, macht den
Entscheid rechtsfehlerhaft.

5.     Drittpersonen und Fürsorgepflicht
Falsch war auch der Umgang der FNHW mit Alumni und externen
Personen. Die FHNW hatte argumentiert, gegen solche Personen
könne  sie  mangels  Rechtsbeziehung  nicht  vorgehen;  daraus
leitete sie implizit ab, dass entsprechende Handlungen für die
Mobbingprüfung nur begrenzt relevant seien.

Das Verwaltungsgericht wies diese Verkürzung als unzulässig
zurück. Zwar seien Sanktionen gemäss Richtlinie nur gegenüber
bestimmten, statusrechtlich verbundenen Personen möglich. Für
die Frage, ob Mobbing vorliegt und ob die Arbeitgeberin ihre
Fürsorgepflicht verletzt hat, kommt es jedoch nicht auf die
formelle Einordnung der handelnden Personen an, sondern auf
die  Wirkung  ihres  Verhaltens  im  Arbeitsverhältnis  der
betroffenen  Person.

Damit  macht  das  Gericht  deutlich:  Auch  Angriffe  aus  dem
erweiterten  Hochschulumfeld  müssen  in  die  Gesamtwürdigung
einbezogen werden, wenn sie geeignet sind, eine Mitarbeiterin
am  Arbeitsplatz  zu  isolieren  oder  auszugrenzen.  Ist  die



Arbeitgeberin  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt,  treffen  sie
Abklärungs- und Schutzpflichten.

6.     Ergebnis und Schlussbemerkung
Das  Verwaltungsgericht  hiess  die  Beschwerde  gut,  hob  den
Nichteintretensentscheid auf und wies die Sache zur korrekten
Sachverhaltsabklärung  und  zur  neuen  Beurteilung  an  die
Beschwerdekommission FHNW zurück.

Der  Entscheid  ist  deutlich.  Die  FNHW  war  offenbar  nicht
gewillt,  die  Beschwerdeführerin  ernst  zu  nehmen.  Nachdem
bereits  die  Widerrechtlichkeit  der  fristlosen  Kündigung
derselben  Person  festgestellt  worden  war,  hätte  es  sich
aufgedrängt,  wenigstens  in  diesem  Verfahren  einigermassen
seriös vorzugehen. Das war nicht der Fall. Und bei den vom
Verwaltungsgericht  festgestellten  rechtlichen  Fehlern,  kann
man  auch  nicht  von  juristischer  Haarspalterei  sprechen.
Bereits das Gefühl für Anstand und Fairness hätte einem sagen
müssen,  dass  diese  Sache  beurteilt  werden  muss  (kein
Nichteintreten) und dass die Mobbingvorwürfe sauber abzuklären
sind.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  die  zweite  Runde
nachvollziehbar  korrekt  vorgenommen  wird.

 

Arbeitsunfähig  nicht  gleich
ferienunfähig
geschrieben von BLaw Nils Merker | Juni 24, 2026
1. Einleitung
Im  arbeitsrechtlichen  Kontext  kommt  es  häufig  zu
Auseinandersetzungen  über  Arbeitszeitkonten,  Ferienansprüche
und  die  Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  Ferien  als
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bezogen gelten. Besonders konfliktträchtig ist die Situation,
wenn  Arbeitnehmende  während  bereits  geplanter  Ferien  krank
werden  und  geltend  machen,  sie  seien  in  dieser  Zeit
ferienunfähig  gewesen.  In  solchen  Fällen  stellt  sich  die
Frage, ob die eingetragenen Ferientage weiterhin als Ferien
gelten oder ob sie als Krankheitstage gerechnet und damit
nicht als bezogene Ferientage gerechnet werden müssen.

Dem  vorliegenden  Beschwerdefall  am  Verwaltungsgericht  des
Kantons Zürich (Entscheid vom 28.08.2025 in Sachen A.) liegt
ein  Streit  über  die  Frage,  ob  während  einer
krankheitsbedingten  Arbeitsunfähigkeit  gleichzeitig  eine
Ferienunfähigkeit vorlag. Zentral sind dabei insbesondere die
Beweislastverteilung und der Beweiswert ärztlicher Zeugnisse.

2. Sachverhalt
Der Beschwerdeführer bestritt weder, dass im Zeitpunkt der
Beendigung  seines  Arbeitsverhältnisses  ein  negativer
Arbeitszeitsaldo von 50,32 Stunden bestand, noch stellte er
grundsätzlich infrage, dass dieser gemäss § 121 Abs. 3 letzter
Satz der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz (VVO) mit dem
Septemberlohn verrechnet werden durfte.

Er  machte  jedoch  geltend,  dass  ihm  noch  ein  positiver
Feriensaldo zustehe. Zur Begründung führte er aus, er sei im
Zeitraum vom 5. bis 16. April 2024 sowie am 20. Juni 2024
krank gewesen. Obwohl er für diese Tage Ferien eingetragen
habe,  sei  er  krankheitsbedingt  nicht  ferienfähig  gewesen.
Folglich habe er die Ferien tatsächlich nicht beziehen können.
Der  negative  Arbeitszeitsaldo  hätte  daher  mit  dem
verbleibenden  Ferienanspruch  verrechnet  werden  müssen.

3. Beweislast für die Ferienunfähigkeit
Grundsätzlich trägt im Arbeitsrecht die arbeitnehmende Person
die  Beweislast  dafür,  dass  während  der  Ferien  eine
Ferienunfähigkeit  vorlag.  Die  rechtliche  Begründung  hierfür
liegt darin, dass die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer



sich auf eine anspruchsbegründende Tatsache beruft – nämlich
darauf,  dass  bereits  eingetragene  Ferien  aufgrund  einer
Krankheit nicht als Ferien gelten sollen.

Ärztliche  Zeugnisse  stellen  nach  ständiger  Rechtsprechung
lediglich Parteibehauptungen mit erhöhtem Beweiswert dar. Sie
führen weder automatisch zum Beweis der behaupteten Tatsache
noch zu einer Umkehr der Beweislast. Ob eine Ferienunfähigkeit
als  bewiesen  gilt,  hängt  vielmehr  von  der  freien
Beweiswürdigung des Gerichts ab. Entscheidend ist somit, ob
das Gericht aufgrund der gesamten Umstände überzeugt ist, dass
eine Ferienunfähigkeit tatsächlich vorlag.

4. Die eingereichten Arztzeugnisse
Für  die  relevanten  Zeiträume  legte  der  Beschwerdeführer
mehrere Arztzeugnisse vor. Diese bescheinigten ihm:

– eine vollständige Arbeitsunfähigkeit vom 2. April bis 5. Mai
2024 sowie
– eine Arbeitsunfähigkeit vom 1. bis 30. Juni 2024.

Am 22. Mai 2024 stellte der behandelnde Arzt zwei weitere
Bescheinigungen aus. Darin bestätigte er ausdrücklich, dass
der Beschwerdeführer

– im Zeitraum vom 5. bis 16. April 2024 trotz Krankschreibung
ferienfähig gewesen sei und
– im Zeitraum vom 1. bis 30. Juni 2024 arbeitsunfähig, jedoch
ebenfalls ferienfähig gewesen sei.

Die ärztlichen Aussagen waren für die rechtliche Beurteilung
(zunächst) insofern wesentlich, weil sie ausdrücklich zwischen
Arbeitsunfähigkeit  und  Ferienfähigkeit  unterschieden.  Nach
arbeitsrechtlicher  Praxis  bedeutet  eine  Arbeitsunfähigkeit
nicht  zwingend,  dass  eine  Person  auch  ferienunfähig  ist.
Ferienunfähigkeit liegt nur vor, wenn der Gesundheitszustand
den Erholungszweck der Ferien verunmöglicht.

Nachdem  der  Arbeitgeber  die  Verrechnung  des  negativen



Arbeitszeitsaldos mit dem Lohn vorgenommen hatte, reichte der
Beschwerdeführer im Rekursverfahren ein weiteres Arztzeugnis
ein.  Dieses  war  auf  den  16.  Oktober  2024  datiert.  Darin
erklärte der Arzt, seine frühere Einschätzung vom 22. Mai 2024
sei irrtümlich erfolgt. Aufgrund der Krankengeschichte ergebe
sich, dass der Beschwerdeführer im Zeitraum vom 5. bis 16.
April  2024  nicht  ferienfähig  gewesen  sei.  Der  Irrtum  sei
entstanden,  weil  ein  Eintrag  über  eine  telefonische
Konsultation  vom  9.  April  2024  übersehen  worden  sei.

5. Beweiswürdigung durch das Gericht
Das Gericht prüfte in der Folge die Patientendokumentation,
welche den erwähnten Eintrag vom 9. April 2024 enthielt. Aus
diesem  ging  hervor,  dass  der  Arzt  am  genannten  Tag  ein
ausführlich mit dem Beschwerdeführer telefoniert hatte. Darin
berichtete der Beschwerdeführer, dass sich seine Atemprobleme
verbessert hätten und das verschriebene Medikament gut wirke.
Allerdings  leide  er  nachts  teilweise  unter  Panikgefühlen.
Zudem  fand  sich  in  der  Dokumentation  ein  E-Mail  des
Beschwerdeführers  vom  Vortag,  in  welchem  er  um  eine
Verlängerung der Krankschreibung ersuchte, da er sich aufgrund
der  Atemprobleme  erschöpft  fühle  und  daher  nicht  arbeiten
könne.

Nach  Auffassung  des  Gerichts  ergaben  sich  aus  diesen
Unterlagen  keine  Anhaltspunkte  für  eine  Ferienunfähigkeit.
Insbesondere  liess  sich  daraus  nicht  ableiten,  dass  der
Beschwerdeführer während dieser Zeit nicht in der Lage gewesen
wäre, Ferien im Sinne einer Erholung wahrzunehmen.

Vor  diesem  Hintergrund  erschien  dem  Gericht  auch  nicht
plausibel, weshalb die beiden Arztzeugnisse vom 22. Mai 2024 –
welche  ausdrücklich  eine  Ferienfähigkeit  bestätigten  –
plötzlich  auf  einem  Irrtum  beruhen  sollten.  Das  deutlich
später  ausgestellte  Zeugnis  vom  16.  Oktober  2024  erweckte
vielmehr den Eindruck, dass es im Hinblick auf das laufende
Rechtsmittelverfahren erstellt worden sei und möglicherweise
einen Gefälligkeitscharakter aufweise.



6. Weitere Umstände
Ein weiteres Element der Beweiswürdigung bestand darin, dass
der Beschwerdeführer im betreffenden Zeitraum tatsächlich ins
Ausland  gereist  war.  Damit  hatte  der  Beschwerdeführer  die
geplanten  Ferien  faktisch  angetreten  und  Ferienfähigkeit
dokumentiert.

7. Entscheid und rechtliche Konsequenzen
Da der Beschwerdeführer nicht hinreichend nachweisen konnte,
dass er im Zeitraum vom 5. bis 16. April 2024 sowie am 20.
Juni 2024 ferienunfähig gewesen war, galten die eingetragenen
Ferientage als bezogen.

Folglich  ergab  sich  am  Ende  des  Arbeitsverhältnisses  ein
negativer  Feriensaldo  von  1,3  Tagen.  Ein  positiver
Ferienanspruch, mit dem der negative Arbeitszeitsaldo hätte
verrechnet werden können, bestand somit nicht.

Der Arbeitgeber war daher, so das Gericht, berechtigt, den
negativen Arbeitszeitsaldo von etwas über 50 Stunden gemäss
der  personalrechtlichen  Regelung  vom  Septemberlohn  2024
abzuziehen.

8. Bedeutung für die Praxis
Der Fall verdeutlicht:

      1.  Arbeitsunfähigkeit  bedeutet  nicht  automatisch
Ferienunfähigkeit.
          Eine Ferienunfähigkeit liegt nur vor, wenn der
Gesundheitszustand die Erholung während der
          Ferien verunmöglicht.
      2. Die Beweislast liegt bei den Arbeitnehmenden.
          Wer geltend macht, Ferien krankheitsbedingt nicht
beziehen zu können, muss dies substantiiert
           nachweisen.
      3. Ärztliche Zeugnisse sind kein absoluter Beweis.
          Sie unterliegen der freien Beweiswürdigung des
Gerichts und können bei widersprüchlichen



          Angaben an Glaubwürdigkeit verlieren.
      4. Später ausgestellte Arztzeugnisse werden kritisch
geprüft.
          Insbesondere,  wenn  sie  nach  Beginn  eines
Rechtsstreits erstellt werden und frühere Aussagen
          korrigieren.

Der Entscheid unterstreicht somit die Bedeutung einer klaren
medizinischen  Dokumentation  sowie  einer  sorgfältigen
Differenzierung  zwischen  Arbeits-  und  Ferienunfähigkeit  im
arbeitsrechtlichen Kontext.

Rechtsschutz  ist
Verbandssache  –  ein  Erfolg
auch nach der Einführung
geschrieben  von  sekretariat@oeffentlichespersonal.ch  |  Juni
24, 2026
Wir dürfen unsere Mitglieder nicht im Regen stehen lassen. Wer
am Arbeitsplatz unter Druck gerät, soll rechtliche Hilfe in
Anspruch nehmen können – und dies in Zeiten der Not ohne das
Risiko, am Ende des Tages mit erheblichen Kosten belastet zu
werden. Öffentliches Personal Schweiz (ZV) bietet seit zwei
Jahren allen Mitgliedern genau diesen Rechtsschutz. Das Modell
ist erfolgreich.

Deshalb gilt: Wir machen das Arbeitsleben unserer Mitglieder
sicherer!
Es ist nicht der Regelfall, klar, aber es kommt vor und trifft
den Einzelnen hart: Auseinandersetzungen mit dem Arbeitgeber.
Der Arbeitgeber greift (zu Recht) auf seinen eigenen internen
Rechtsdienst zu oder finanziert externe Anwälte.
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Auf der anderen Seite aber steht der Mitarbeitende – unser
Mitglied –, der häufig unerwartet in eine arbeitsrechtliche
Auseinandersetzung  hineingezogen  wird  und  einem  gut
ausgerüsteten,  wehrhaften  Arbeitgeber  gegenübersteht.
Angesichts der wirtschaftlichen Folgen, die eine juristische
Auseinandersetzung nach sich ziehen kann, wird er ohne Support
schon früh aufgeben müssen.

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) war und ist überzeugt: ein
Personalverband  muss  über  Rechtsschutz  zugunsten  seiner
Mitglieder  verfügen.  Die  Einführung  des  Rechtsschutzes  für
alle wurde vor zwei Jahren an der Delegiertenversammlung mit
sehr grossem Mehr angenommen.

Rechtsschutz auf dem Prüfstand
Nach zwei Jahren ist die Zeit, das Paket zu prüfen. Hat es
sich bewährt?

Das ist der Fall. Die Versicherung wird lebhaft in Anspruch
genommen  und  die  Rückmeldungen  sind  positiv.  Trotz  der
zahlreichen Fälle (zwischen 30-50 pro Jahr) ist es gelungen,
die Kosten im Griff zu behalten mit der Folge, dass keine
Anpassungen der Tarife nötig wurden. Unsere Zusammenarbeit mit
den von den Verbänden ausgesuchten spezialisierten Anwälten
ist  ausserordentlich  gut  und  reibungslos.  Das  ist  nicht
selbstverständlich und freut uns für die Mitglieder und unsere
über die ganze Schweiz verteilten Personalverbände.

Festzustellen ist überdies: Die Zusammenarbeit mit der AXA-
ARAG  ist  ausgezeichnet;  schnelle  Rückmeldungen,
kundenorientierte Schadenerledigung – keine Differenzen, das
freut uns sehr.

Als der Rechtsschutz für alle beschlossen wurde, haben wir
gehofft, dass es so kommt. Aber im Voraus sicher sein konnte
man nicht. Insbesondere die Einschätzung der Kosten, aber auch
die Anzahl der Fälle und die positive Erledigungsquote waren
offen.



Die Geschäftsleitung bedankt sich auch bei den Präsidien und
den Vorständen der angeschlossenen Personalverbände für die
aktive Mitwirkung. Eine gewisse Triage bei der Vermittlung von
Rechtsschutzfällen ist nötig, um die Kosten tief zu halten und
denjenigen von unseren Kolleginnen und Kollegen Hilfe zukommen
zu lassen, die sie auch tatsächlich brauchen.

Damit sind wir ein starkes Kollektiv – das nicht im Regen
steht!

 

Die Geschäftsleitung
Zentralverband Öffentliches Personal Schweiz

Personalrecht:  Zulässigkeit
eines  kantonalen
Klageverfahrens,  wenn  der
kommunale  Instanzenzug  nicht
durchlaufen wurde
geschrieben von Dr. Michael Merker | Juni 24, 2026
In  personalrechtlichen  Streitigkeiten  kann  sich  die
verfahrensrechtlich  entscheidende  Frage  stellen,  ob  der
gemeindeinterne  Instanzenzug  (wenn  vorhanden)  ausgeschöpft
werden muss (und dies innert Frist), bevor der Gang an das
kantonale Gericht durch Klage möglich ist. Nein, sagt das
Verwaltungsgericht des Kantons Aargau, massgebend ist allein
das  kantonale  Verfahrensrecht:  Wenn  eine  Gemeinde  einen
gemeindeinternen  Beschwerdeweg  einführt  und  dieser  nicht
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genutzt  wird,  ist  gleichwohl  die  Klage  an  das
Verwaltungsgericht  zulässig.

Der Fall
Die Gemeinde wendete im Klageverfahren vor Verwaltungsgericht
ein, die erste Kündigung (eines Arbeitsvertrages) durch die
Gemeinde  (ausgesprochen  durch  den  Geschäftsführer  der
Gemeindeverwaltung)  sei  mangels  Ausschöpfung  des
gemeindeinternen  Rechtsmittelwegs  (keine  Anfechtung  innert
Frist) in Rechtskraft erwachsen und könne daher nicht mehr
mittels Klage beim Verwaltungsgericht angefochten werden. Die
erneute, «zweite» Kündigung durch den Gemeinderat sei wegen
der  Rechtskraft  des  ersten  Entscheids  gegenstandslos  und
entfalte keinerlei Rechtswirkungen. Es fehle deshalb an einer
Sachurteilsvoraussetzung für die vorliegende Klage, auf die
nicht einzutreten sei.

Dieser Argumentation folgte das Verwaltungsgericht nicht. Es
entschied:

Die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichts,
erstinstanzlich Klagematerien aus kommunalen öffentlich-
rechtlichen  Anstellungsverhältnissen  zu  beurteilen,
ergibt sich aus kantonalem Recht und kann nicht durch
kommunales Recht abgeändert werden. Deshalb spielt es
für die Beurteilung der Beantwortung der Frage, ob eine
mit  Klage  beim  Verwaltungsgericht  anfechtbare
Vertragsauflösung (genauer die Schadenersatzfolgen aus
einer  fehlerhaften  Vertragsauflösung)  vorliegt,  keine
Rolle,  ob  ein  allfälliger  gemeindeinterner
Rechtsmittelweg gegen die Kündigung ausgeschöpft wurde
oder nicht.

Die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichts,
erstinstanzlich Klagematerien aus kommunalen öffentlich-
rechtlichen  Anstellungsverhältnissen  zu  beurteilen,
ergibt sich aus kantonalem Recht und kann nicht durch
kommunales Recht abgeändert werden. Deshalb spielt es



für die Beurteilung der Beantwortung der Frage, ob eine
mit  Klage  beim  Verwaltungsgericht  anfechtbare
Vertragsauflösung (genauer die Schadenersatzfolgen aus
einer  fehlerhaften  Vertragsauflösung)  vorliegt,  keine
Rolle,  ob  ein  allfälliger  gemeindeinterner
Rechtsmittelweg gegen die Kündigung ausgeschöpft wurde
oder nicht.

Dass der Arbeitsvertrag zwischen den Parteien aufgelöst
wurde,  sei  es  durch  die  erste  Kündigung  (durch  den
Geschäftsführer)  oder  durch  die  zweite  (den
Gemeinderat),  ist  unbestritten.  Effektiv  dürfte  das
Arbeitsverhältnis erst durch den Kündigungsbeschluss des
Gemeinderats gültig aufgelöst worden sein. Das liegt zum
einen daran, dass die Zuständigkeit für die Kündigung
von  Anstellungsverhältnissen  gemäss  Art.  6  Abs.  1
Personalreglement beim Gemeinderat liegt. Eine gültige
Delegation der Kündigungsbefugnis (im Delegations- und
Kompetenzreglement)  an  den  Geschäftsführer  der
Gemeindeverwaltung  und  den  Chef  Regionalpolizei  sei
zweifelhaft.

Doch  selbst  wenn  von  einer  gültigen  Delegation
auszugehen wäre, so das Verwaltungsgericht weiter, wurde
es im ersten Kündigungsschreiben versäumt, den in Ziff.
3a  des  Delegations-  und  Kompetenzreglements
vorgeschriebenen Rechtsmittelhinweis anzubringen, wonach
innerhalb von zehn Tagen ein anfechtbarer Entscheid des
Gemeinderats verlangt werden kann, wenn man mit einem
Entscheid  der  delegierten  Stelle  nicht  einverstanden
ist.  Ohne  diesen  Hinweis  konnte  der  Kläger  trotz
anwaltlicher Vertretung nicht erkennen, dass es sich bei
der  ersten  Kündigung  um  einen  (auf  Gemeindeebene)
endgültigen  Entscheid  handelte,  zumal  dem  Kläger  das
Delegations- und Kompetenzreglement unbestrittenermassen
nicht ausgehändigt worden war und es sich dabei nicht um
einen publizierten Erlass handelt.



Der Kläger, so das Verwaltungsgericht, weist zu Recht
darauf hin, dass dem Rechtsuchenden aus einer fehlenden
Rechtsmittelbelehrung  nach  einem  allgemeinen
Rechtsgrundsatz,  der  den  verfassungsmässigen
Vertrauensschutz  und  Art.  29  Abs.  1  und  2
Bundesverfassung  konkretisiert,  keine  Rechtsnachteile
erwachsen  dürfen  (BGE  144  II  401,  Erw.  3).  Wie  der
Klägers  aus  §  39  Gemeindegesetz  AG  hätte  schliessen
können,  dass  die  Einwohnergemeinde  von  der  darin
geregelten  Delegationsbefugnis  in  Bezug  auf  die
Kündigung von Anstellungsverhältnissen Gebrauch gemacht
hat,  ohne  den  Inhalt  des  Delegations-  und
Kompetenzreglements zu kennen, ist nicht er- sichtlich.
Deswegen hat der Geschäftsführer der Gemeindeverwaltung
Recht daran getan, die „Einsprache“ des Klägers, obwohl
sie ausserhalb der zehntägigen Frist nach § 39 Abs. 2
Gemeindegesetz  AG  beim  Gemeinderat  eingereicht  wurde,
als  rechtzeitig  erfolgt  entgegenzunehmen  und  das
Geschäft zum Entscheid an den Gemeinderat zu überweisen.
Alles andere hätte einen Verstoss gegen den Grundsatz
von Treu und Glauben (Art. 5 Abs. 3 und Art. 9 BV)
dargestellt.

Selbst wenn das Gericht in diesen Punkten (Delegation
und  Fristversäumnis  bei  der  Anfechtung  der  ersten
Kündigung)  anders  entschieden  hätte,  müsste  auf  die
Klage eingetreten werden. Denn: Der Verzicht auf den
Weiterzug eines Entscheids an den Gemeinderat im Sinne
von § 39 Abs. 2 Gemeindegesetz AG beinhaltet keinen
Verzicht auf eine Klage beim Verwaltungsgericht gemäss
Personalgesetz AG; für die Fristwahrung der Klage beim
Verwaltungsgericht  gilt  ausschliesslich  §  48  Abs.  4
Personalgesetz  AG  (sechs  Monate  seit  Zustellung  der
Kündigung). Selbst wenn dem Kläger bereits mit Schreiben
vom 28. August 2024 (erste Kündigung) auf Gemeindeebene
rechtsbeständig gekündigt worden und die Kündigung des
Gemeinderats  vom  14.  Oktober  2024  (zweite  Kündigung)



dagegen unwirksam wäre, wäre damit keine Präklusions-
und Rechtskraftwirkung in Bezug auf die abschliessend im
kantonalen  Recht  geregelte  Klage  an  das
Verwaltungsgericht  verbunden.  Auch  Entscheide  einer
delegierten Stelle (nicht nur des Gemeinderates), mit
welchen ein Anstellungsverhältnis gültig aufgelöst wird,
sind im Rahmen der kantonalen Gesetzgebung mit Klage
beim Verwaltungsgericht anfechtbar.

Die Bemerkungen
Der Entscheid betrifft ein Klageverfahren. Das Klageverfahren
(und  nicht  das  Beschwerdeverfahren)  ist  gegeben,  wenn  das
Arbeitsverhältnis  zwischen  Staat  und  Arbeitnehmerin  oder
Arbeitnehmer vertraglich eingegangen wurde (und nicht durch
einseitige  Anstellungsverfügung).  Diese  Differenzierung  ist
wesentlich;  ein  Entscheid  des  aargauischen
Verwaltungsgerichts, der eine Aussage darüber enthält, ob im
Beschwerdeverfahren dasselbe gilt, fehlt.

Kann geklagt werden (auf Schadenersatz), muss (und kann!) die
Kündigung  selbst  nicht  angefochten  werden,  ihre
Rechtmässigkeit stellt sich nur als Vorfrage. Das liegt daran,
dass die bei der Kündigung eines (hier öffentlich-rechtlichen)
Vertragsverhältnisses der Vertrag endet (und das Personalrecht
auch  keine  Wiederanstellung  vorsieht).  Deshalb  präsentieren
sich  gemeindeinterne  «Einsprache-  oder  Beschwerdeverfahren»
eher  als  Vorverfahren  um  Einigung  als  um  echte
Beschwerdeverfahren. Dieser Umstand rechtfertigt bereits den
vorliegenden Entscheid des Verwaltungsgerichts.

Der Entscheid ist im Übrigen tendenziell personalfreundlich,
weil das Gericht der Auffassung ist, selbst mit anwaltlicher
Vertretung sei der Arbeitnehmer nicht gezwungen, in kommunalen
Reglementen nach gemeindeinternen Rechtsmittelzügen zu suchen.
Das  erleichtert  die  Sache.  Man  hätte  wohl  auch  anderer
Auffassung sein können, nämlich, dass eine Anwältin oder ein



Anwalt die Beschwerdewege in jedem Fall kennen muss und wissen
sollte,  dass  delegierte  kommunale  Entscheidbefugnisse  (zum
Beispiel  an  eine  Abteilungsleiterin)  häufig  durch  ein
gemeindeinternes  Einsprache-  oder  Beschwerdeverfahren
kompensiert werden. Ganz ungewöhnlich ist das also nicht.

Mit dem Entscheid stellt das Gericht überdies klar, dass sich
die  kantonalen  Rechtsmittelinstanzen  die  im  kantonalen
Verfahrensrecht  vorgegebenen  Rechtsmittelwege  (zumindest
betreffend  Klageverfahren)  nicht  durch  kommunale  Erlasse
einschränken  lassen.  Es  gilt  kantonales  Verfahrensrecht,
kommunale  Ergänzungen  sind  vielleicht  nice  to  have,  aber
unmassgeblich.

Vorsicht: Trotz der klaren Worte im Entscheid ist Vorsicht
angezeigt. Man darf sich nicht darauf verlassen, dass andere
Gerichte  vergleichbare  Verfahrenssituationen  gleich
beurteilen.  Dass  die  Einhaltung  kommunaler  Rechtsmittelwege
freiwillig ist, kann man auch anders sehen. Auch mit Anwälten
geht insbesondere das Bundesgericht nicht so zimperlich um:
Wer  vom  Fach  ist  oder  sein  sollte,  kann  sich  nur  ganz
ausnahmsweise  auf  Treu  und  Glauben  berufen,  wenn  es  um
Rechtsmittelfristen  geht.  Diese  Einschränkungen  sind  zu
machen.

(Entscheid des Verwaltungsgerichts des Kantons Aargau vom 27.
Oktober 2025 in Sachen A.; WKL.2024.10, Link: Resultate –
Kanton Aargau – Erlass-Sammlung).

 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/11848
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/11848


Arbeitsrechtliche  Entscheide
zu  Freistellung,  Kündigung
und  Bewährungsfrist,
Kündigung  während  der
Probezeit und Überstunden
geschrieben von Dr. Michael Merker | Juni 24, 2026
Freistellung im öffentlichen Dienst und rechtliches Gehör
Bei der Freistellung handelt es sich um eine administrative
Massnahme, durch welche der Arbeitnehmer freiwillig von seiner
Arbeitspflicht  entbunden  wird,  ohne  dass  der  Lohnanspruch
entfällt  (vgl.  STREIFF/VON  KAENEL/RUDOLPH,  Arbeitsvertrag,
Praxiskommentar zu Art. 319-362 OR, 7. Aufl. 2012, N. 13 zu
Art.  324;  vgl.  MERKER/CONRADIN/HÄGGI  FURRER,  Öffentliches
Personalrecht  des  Wirtschaftsraums  Nordwestschweiz,  in:
Bürgi/Bürgi-Schneider  (Hrsg.),  Handbuch  öffentliches
Personalrecht,  2017,  S.  456).  Da  es  sich  um  einen  die
betroffene  Person  belastenden  Entscheid  handelt,  ist  das
rechtliche Gehör auch hier zu wahren.

Kündigung wegen Mängeln in der Leistung oder im Verhalten –
Mahnung und Bewährungszeit
Bevor die Anstellungsbehörde eine Kündigung wegen Mängeln in
der  Leistung  oder  im  Verhalten  ausspricht,  muss  sie  den
betreffenden  Arbeitnehmer  abmahnen  und  eine  Bewährungszeit
ansetzen.

Auf eine vorgängige Mahnung mit Ansetzung einer Bewährungszeit
kann nur in Ausnahmefällen verzichtet werden, etwa

–  wenn  die  strengen  Voraussetzungen  für  eine  fristlose
Kündigung gemäss Art. 337 OR erfüllt sind, mithin
   die Fortsetzung des Anstellungsverhältnisses nach Treu und
Glauben als unzumutbar erscheint,
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– wenn ein bestimmter Vorfall derart schwer wiegt, dass selbst
ein einwandfreies Verhalten während der
   Bewährungszeit  nicht  genügen  würde,  um  das  Vertrauen
seitens des Arbeitgebers wiederherzustellen oder
–  wenn  ein  zerrüttetes  Vertrauensverhältnis  aus  anderen,
objektiv nachvollziehbaren Gründen
   (beispielsweise bei nicht tolerierbarem Verhalten oder
unüberbrückbaren Auffassungen über
   Kompetenzen) als nicht wiederherstellbar eingeschätzt wird
(vgl. dazu das Urteil des
   Bundesgerichts 8C_280/2018 vom 22. Januar 2019, Erw. 3.2.4
und 3.4).

Schliesslich  kann  von  einer  Mahnung  mit  Ansetzung  einer
Bewährungszeit  auch  dann  abgesehen  werden,  wenn  aus  dem
konkreten Verhalten des Beschäftigten hervorgeht, dass sich
die Ansetzung einer Bewährungszeit als unnütz erweisen würde,
da er unzweideutig erklärt oder auf andere Weise zu verstehen
gibt,  das  bemängelte  Verhalten  nicht  ändern  zu  wollen
(Entscheid  des  Verwaltungsgerichts  des  Kantons  Aargau
WKL.2018.4  vom  20.  Februar  2019,  Erw.  II/3.3).

Kündigung während der Probezeit – Ansetzen Bewährungsfrist?
Die Probezeit soll die Parteien in die Lage versetzen, sich
auf  die  Begründung  eines  auf  Dauer  angelegten
Arbeitsverhältnisses  vorzubereiten,  indem  sie  Gelegenheit
erhalten, ihr Vertrauensverhältnis zu erproben, festzustellen,
ob sie zueinander passen und zu reflektieren, bevor sie sich
für  einen  längeren  Zeitraum  binden  (vgl.  Urteil  des
Bundesgerichts 8C_370/2021 vom 24. Juni 2021, Erw. 5.1).

Es handelt sich demnach um eine lockere Vertragsbindung, die
darauf  ausgelegt  ist,  das  Arbeitsverhältnis  kurzfristig
auflösen zu können (vgl. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
A-2634/2022 vom 2. August 2023, Erw. 4.2). Vor Ablauf der
Probezeit können beide Parteien mithin nicht darauf vertrauen,
das Arbeitsverhältnis werde langfristig Bestand haben (vgl.



Urteil  des  Verwaltungsgerichts  des  Kantons  Zürich
VB.2022.00092  vom  21.  Juni  2022,  Erw.  2.1).

Bei  der  Probezeit  handelt  es  sich  selbst  um  eine
Bewährungszeit.  Da  sie  den  Parteien  die  Gelegenheit  geben
soll,  sich  im  Hinblick  auf  eine  längerfristige  Bindung
kennenzulernen,  entspricht  es  auch  ihrem  Wesen,  das
Arbeitsverhältnis  nötigenfalls  rasch  auflösen  zu  können,
sollten sich bereits in der Probezeit erste Unstimmigkeiten
zeigen.  Das  Ansetzen  einer  angemessenen,  weiteren  bzw.
zusätzlichen Bewährungszeit von in der Regel mehreren Monaten
widerspricht  dabei  dieser  Konzeption  einer  lockeren
vertraglichen  Bindung  und  würde  dazu  führen,  dass  eine
Kündigung innerhalb der Probezeit faktisch verunmöglicht wird.

Würde man das Erfordernis des Ansetzens einer Bewährungszeit
nach erfolgter Mahnung auch auf die Probezeit ausdehnen, hätte
dies de facto somit zur Folge, dass das Institut der Probezeit
als Ganzes ausgehöhlt würde. Dies soll nicht den Anforderungen
der Praxis genügen und wird in der Rechtsprechung abgelehnt.

Kündigung in der Probezeit – Anforderungen an die sachlichen
Kündigungsgründe
Die  Kündigung  eines  Probearbeitsverhältnisses  ist  nach
bundesgerichtlicher  Rechtsprechung  bereits  dann  sachlich
begründet,  wenn  aufgrund  der  Wahrnehmung  der  vorgesetzten
Person(en) die Annahme hinreichend begründet scheint, dass der
Ausweis der Fähigkeiten oder der Eignung nicht erbracht ist
und  voraussichtlich  auch  nicht  mehr  erbracht  werden  kann.
Entspricht  eine  angestellte  Person  dem  Stellenprofil  nicht
oder kann ein für die vorgesehene Funktion unbedingt nötiges
Vertrauensverhältnis nicht aufgebaut werden, erweist sich die
Kündigung des Probearbeitsverhältnisses als zulässig (vgl. BGE
120 Ib 134, Erw. 2a; Urteil des Bundesgerichts 8C_467/2013 vom
21.  November  2013,  Erw.  3.2;  Urteil  des
Bundesverwaltungsgerichts A-6870/2017 vom 11. Juni 2018, Erw.
4.3).



Selbst persönliche Gründe können für eine Kündigung während
der Probezeit ausreichen, wenn sie objektiviert sind, da es
bei der Absolvierung der Probezeit nicht zuletzt auch um die
Frage der Integrationsfähigkeit einer arbeitnehmenden Person
in eine Arbeits- und Teamstruktur sowie in eine Betriebskultur
geht (vgl. Urteile des Bundesverwaltungsgerichts A-5859/2012
vom 15. Mai 2013, Erw. 4.3; A-6870/2017 vom 11. Juni 2018,
Erw. 4.3).

Als  Grund  genügt  die  auf  Tatsachen  beruhende  Prognose,
zwischen  den  Vertragsparteien  lasse  sich  mit  vernünftigem
Aufwand eine befriedigende und fruchtbare Zusammenarbeit nicht
erreichen (vgl. Entscheid des Verwaltungsgerichts des Kantons
Aargau WKL.2020.7 vom 25. Februar 2021, Erw. II/2.1).

Liegen  sachliche  Kündigungsgründe  vor,  ist  zusätzlich  zu
prüfen, ob nicht auch mildere Massnahmen zum Ziel geführt
hätten  und  ob  sich  die  Kündigung  aufgrund  einer  Abwägung
sämtlicher  auf  dem  Spiel  stehender  Anliegen  rechtfertigen
lässt. Namentlich ist das Interesse der Verwaltung an einer
störungsfreien  und  geordneten  Arbeitserfüllung  gegen  das
Interesse des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin an einer
Weiterbeschäftigung  abzuwägen  (Entscheid  des
Verwaltungsgerichts  des  Kantons  Aargau  WKL.2020.7  vom  25.
Februar 2021, Erw. II/2.1.).

Überstunden
Mit Überstundenarbeit ist die zeitliche Differenz zwischen der
geleisteten und der normalen Arbeitszeit gemeint wobei sich
die  „normale  Arbeitszeit“  nach  Verabredung,  Übung,  einem
Gesamtarbeitsvertrag oder einem Normalarbeitsvertrag bestimmt.

Überstunden  sind  nicht  nur  dann  zu  leisten,  wenn  sie  vom
Arbeitgeber  (explizit  oder  implizit)  angeordnet  werden.
Vielmehr hat sie der Arbeitnehmer von sich aus zu leisten,
wenn er deren Notwendigkeit erkennt oder erkennen muss.

Weiss der Arbeitgeber von der Mehrarbeit des Arbeitnehmers und



schreitet  nicht  dagegen  ein,  gilt  die  Mehrarbeit  als
angeordnete Überstundenarbeit. Die vom Arbeitnehmer auf eigene
Initiative und ohne das Wissen des Arbeitgebers geleisteten
Überstunden braucht sich dieser allerdings nur dann als solche
anrechnen zu lassen, wenn er sie nachträglich genehmigt, die
Leistung von Überstunden notwendig war oder vom Arbeitnehmer
in guten Treuen als notwendig erachtet werden durfte.

Der  Arbeitnehmer  hat  ohne  das  Wissen  des  Arbeitgebers
geleistete  (notwendige)  Überstunden  und  insbesondere  das
Ausmass  der  geleisteten  Mehrarbeit  unverzüglich  seinem
Arbeitgeber  zu  melden,  damit  der  Arbeitgeber  die
betriebswirtschaftlichen  Vorkehren  zur  Vermeidung  von
Mehrarbeit  treffen  kann.  Andernfalls  riskiert  der
Arbeitnehmer, sofern nicht besondere Umstände vorliegen, dass
sein  Anspruch  verwirkt  ist  (Urteile  des  Bundesgerichts
4A_403/2018 vom 11. März 2019, Erw. 4.3.1, 4A_484/2017 vom 17.
Juli 2018, Erw. 2.3, und 4C.110/2000 vom 9. Oktober 2000, Erw.
2a/aa).

Sobald  aber  die  Arbeitszeit  registriert  wird  und  die
Protokolle im Besitz des Arbeitgebers sind, wird diesem die
Kenntnis  der  geleisteten  Arbeitszeit  und  damit  auch  die
Kenntnisnahme  der  vom  Angestellten  geleisteten  Überstunden
angelastet.  Sofern  also  mit  Arbeitszeitrapporten,
Stempelkarten oder vergleichbaren Instrumenten die Arbeitszeit
erfasst  wird,  entbindet  dies  den  Arbeitnehmer  von  der
Meldepflicht  geleisteter  Überstunden.

Legt der Arbeitgeber gegen die in einem Zeiterfassungssystem
ausgewiesene Mehrarbeit nicht zeitnah Protest ein, gilt sein
Schweigen als nachträgliche Genehmigung und die Mehrarbeit ist
zu entschädigen oder kann kompens



Falsche  Zeiterfassung  als
schwerer  Verstoss  gegen  die
Treuepflicht?
geschrieben von Claudia Schnueriger | Juni 24, 2026
Die Stadt Zürich kündigte einer Arbeitnehmerin. Zur Begründung
wurden  wiederholte  Falschbuchungen  im  Zeiterfassungssystem
angeführt. Letztlich musste sich das Verwaltungsgericht des
Kantons  Zürich  mit  der  Rechtmässigkeit  der  Kündigung
beschäftigen. Zentral war dabei, ob es sich bei der falschen
Zeiterfassung  um  einen  schwerwiegenden  Verstoss  gegen  die
Treuepflicht handelte. Denn nur in einem solchen Fall ist eine
Kündigung ohne vorgängige Mahnung und ohne Ansetzung einer
Bewährungsfrist zulässig.

Die  Mitarbeiterin  A  war  seit  dem  1.  April  2006  bei  der
Abteilung C im Vollpensum bzw. seit dem 1. August 2020 mit
einem  Pensum  von  40  %  tätig.  Im  Rahmen  einer  allgemeinen
Überprüfung der Vergütungsansprüche von Kosten für ÖV-Billette
kontrollierte  die  Abteilung  C  auch  bereits  eingereichte
Spesenbelege. Dabei stellte sie fest, dass die Stempelzeiten
auf den Billetten nicht mit den von A im Zeiterfassungssystem
erfassten Zeiten übereinstimmten. A erfasste mehrfach einen
Arbeitsbeginn, der vor der auf der ZVV-Fahrkarte erfassten
Stempelzeit lag. Gemäss Feststellungen des Bezirksrats hat A
während  knapp  8  Monaten  an  mindestens  35  Tagen  ihre
Arbeitszeit nicht korrekt erfasst. An 9 Tagen verbuchte sie
mehr als 15 Minuten und an 6 Tagen gar mehr als eine halbe
Stunde zu viel Arbeitszeit. In diesem Zeitraum arbeitete A
aufgrund  ihres  40  %-Pensums  lediglich  an  65  Tagen.  Die
Abweichungen  betrafen  somit  mehr  als  die  Hälfte  der
Arbeitstage, wobei an jedem vierten Arbeitstag eine Differenz
von mehr als 15 Minuten bestand.

Daraufhin fand am 12. November 2018 ein Gespräch statt, an
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welchem  der  Abteilungsleiter  die  Mitarbeiterin  über  die
Kündigungsabsicht  wegen  schwerwiegender  Verhaltensmängel
informierte. Per 16. November 2018 wurde die Mitarbeiterin
vorsorglich freigestellt.

Mit Verfügung vom 29. November 2018 löste die Direktorin der
Abteilung C das Arbeitsverhältnis mit A per 31. März 2019 auf
und  stellte  sie  ab  dem  1.  Dezember  2018  frei.  Als
Kündigungsgrund wurde die nicht korrekte Arbeitszeiterfassung
angegeben.

Mit  Entscheid  vom  15.  Januar  2020  wies  der  Stadtrat  die
Einsprache von A gegen die Kündigungsverfügung ab. Dagegen
erhob A Rekurs beim Bezirksrat Zürich und beantragte, die
Stadt Zürich sei anzuweisen, sie «mit der bisherigen Arbeit»,
eventualiter «mit einer anderen zumutbaren Arbeit» weiter zu
beschäftigen. Subeventualiter beantragte A eine Entschädigung
in der Höhe von sechs Monatslöhnen und eine Abfindung in der
Höhe von acht Monatslöhnen. Am 30. November 2022 zog A die
Anträge  um  Weiterbeschäftigung  zurück.  Mit  Beschluss  vom
9. Februar 2023 hiess der Bezirksrat den Rekurs teilweise gut
und verpflichtete die Stadt Zürich, A eine Entschädigung von
drei Bruttomonatslöhnen und eine Abfindung zu entrichten.

Am  14.  März  2023  führte  die  Stadt  Zürich  Beschwerde  beim
Verwaltungsgericht und beantragte, es sei der Beschluss des
Bezirksrats  Zürich  vom  9.  Februar  2023  aufzuheben  und
derjenige des Stadtrats vom 15. Januar 2020 zu bestätigen.

Entscheid des Verwaltungsgerichts
Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich erinnerte zunächst
an die bundesgerichtliche Rechtsprechung. Gemäss Bundesgericht
stellen  Manipulationen  des  Zeiterfassungssystems  oder
Falschbuchungen  einen  schwerwiegenden  Verstoss  gegen  die
Treuepflicht der Arbeitnehmerin dar, welche gar eine fristlose
Kündigung rechtfertigen können. Dabei ist nicht die Höhe des
beim  Arbeitgeber  entstandenen  Schadens,  sondern  der  damit



verbundene Treuebruch entscheidend. Ob ein solches Verhalten
die  sofortige  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses
rechtfertigt, hängt aber von den Umständen des Einzelfalls ab.
Von  Bedeutung  ist,  wie  lange  das  Arbeitsverhältnis  bisher
gedauert hat, ob das Verhalten wiederholt vorkam und ob der
Arbeitnehmerin  bekannt  sein  musste,  dass  Täuschungen  oder
Manipulationen im Bereich der Zeiterfassung nicht toleriert
würden.

Die  Stadt  Zürich  qualifizierte  die  Falschbuchungen  der
Mitarbeiterin  im  Zeiterfassungssystem  als  schwerwiegenden
Verhaltensmangel  im  Sinne  von  Art.  18  Abs.  3  ihres
Personalreglements.  Als  schwerwiegenden  Verhaltensmangel
gelten  Fälle  von  grobem  Fehlverhalten,  die  zwar  keine
fristlose  Auflösung  des  Anstellungsverhältnisses  zulassen,
aber auch keine Bewährungsfrist mehr rechtfertigen.

Gemäss  Verwaltungsgericht  ist  die  Qualifikation  des
vorliegenden Falls als schwerwiegenden Verhaltensmangel nicht
zu  beanstanden.  Die  Arbeitnehmerin  hatte  ihre  Arbeitszeit
selbständig  mittels  einer  Zeiterfassungs-Applikation  zu
erfassen  und  dokumentieren.  Die  Selbsterfassung  ist
grundsätzlich fehleranfälliger und auch leichter manipulierbar
als  etwa  technische  Zeiterfassungsgeräte  wie  Stempeluhren,
weshalb sie von den Mitarbeitenden eine grössere Disziplin
verlangt.  Gleichzeitig  bringt  der  Arbeitgeber  allen
Mitarbeitenden,  die  ihre  Arbeitszeit  selbständig  mittels
«ProTime»  erfassen,  ein  grosses  Vertrauen  bezüglich  der
korrekten  Erfassung  der  Arbeitszeit  entgegen.  Gemäss
Verwaltungsgericht nehme die Stadt Zürich auf dieses Vertrauen
ausdrücklich Bezug, indem sie auf den Arbeitsort bzw. die
Arbeitsorte  der  Arbeitnehmerin  A  hingewiesen  habe.  Die
Arbeitnehmerin  A  habe  nicht  nur  in  ihrem  Büro  in  Zürich
gearbeitet,  sondern  auch  regelmässig  Aussentermine
wahrgenommen. Zu Recht habe die Stadt Zürich betont, dass eine
Kontrolle der Arbeitszeiten bei Aussenterminen schlicht nicht
möglich  sei.  Das  Verwaltungsgericht  erwog,  es  sei



nachvollziehbar, dass das Vertrauen der Stadt Zürich in ihre
Mitarbeiterin  durch  die  Entdeckung  der  falschen
Arbeitszeiterfassung  (an  einer  Vielzahl  von  Arbeitstagen
innerhalb  eines  kurzen  Zeitraums)  erheblich  beeinträchtigt
worden  sei.  Der  von  der  Stadt  Zürich  geltend  gemachte
Vertrauensverlust  erweise  sich  als  erstellt.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich kam zum Schluss,
dass  es  aufgrund  dieses  Vertrauensverlusts  nicht  notwendig
gewesen  sei,  gegenüber  der  Arbeitnehmerin  A  zunächst  eine
Mahnung auszusprechen. Die Kündigung erweise sich als recht-
und  verhältnismässig,  weshalb  der  Arbeitnehmerin  weder  ein
Anspruch auf Entschädigung noch auf Abfindung zustehe.

Aufhebungsvereinbarung – zehn
Fragen und zehn Antworten
geschrieben von Dr. Michael Merker | Juni 24, 2026
Die Aufhebungsvereinbarung ist eine beliebte Alternative zur
Kündigung. Sie ermöglicht flexible Lösungen und Vorteile für
beide Parteien – birgt aber auch Risiken.

Im  Folgenden  werden  zehn  häufige  Fragen  zu
Aufhebungsvereinbarungen  beantwortet:

Was ist eine Aufhebungsvereinbarung?
Eine  Aufhebungsvereinbarung  ist  ein  Vertrag  zwischen
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  mit  dem  das  Arbeitsverhältnis
einvernehmlich  beendet  wird.  Der  Vereinbarung  müssen  beide
Parteien zustimmen – dies, im Gegensatz zur Kündigung, welche
einseitig möglich ist.

Soll ich eine Aufhebungsvereinbarung unterzeichnen?
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Die  Motive  für  eine  Aufhebungsvereinbarung  sind
unterschiedlich.  Im  Regelfall  gilt:

– Das (Haupt-) Interesse des Arbeitgebers liegt darin, dass er
das Anstellungsverhältnis ohne Risiko einer
   (aussergerichtlichen oder gerichtlichen) Auseinandersetzung
über die ansonsten erforderliche Kündigung
   bzw. deren Folgen definitiv beenden kann.
– Das (Haupt-) Interesse des Arbeitnehmers liegt darin, dass
er Vorteile gegenüber einer «normalen»
   Kündigung  erlangen  kann.  Möglich  sind

Entschädigungszahlungen, die Verlängerung oder Abkürzung
   der Kündigungsfrist, Abfindungen, Freistellung, Einfluss
auf die Formulierung des Arbeitszeugnisses etc.

Vorsicht:  Bei  der  Aushandlung  einer  Aufhebungsvereinbarung
haben beide Parteien finanzielle Interessen und diese liegen
diametral  auseinander.  Der  Arbeitnehmer  muss  daher  genau
prüfen,  ob  ihm  die  Vereinbarung  gegenüber  einer  Kündigung
tatsächlich Vorteile bringt.

Klar ist, dass der Arbeitnehmer eine Aufhebungsvereinbarung
nur  unterzeichnen  soll,  wenn  ihm  diese  gegenüber  einer
Kündigung  tatsächlich  (bedeutende)  Vorteile  bringt.  Die
Unterzeichnung  einer  Aufhebungsvereinbarung  rein  aus
«Goodwill» bzw. zur Vermeidung von Diskussionen birgt Risiken
(vgl. zu zwei Nachteilen die Antwort zur übernächsten Frage).

Muss ich die Aufhebungsvereinbarung sofort unterzeichnen?
Wenn  die  Aufhebungsvereinbarung  vom  Arbeitgeber  vorgelegt
wird,  muss  dem  Arbeitnehmer  gemäss  bundesgerichtlicher
Rechtsprechung eine angemessene Überlegungsfrist zugestanden
werden. Das Bundesgericht liess in einem Fall eine Frist von
zwei Tagen genügen – zur eingehenden Prüfung der Vereinbarung
(und ggf. zur Inanspruchnahme einer Beratung) sind in der
Praxis  längere  Fristen  üblich.  Vor  Ort  sollte  eine
Aufhebungsvereinbarung jedenfalls nicht unterzeichnet werden –
auch und gerade nicht auf Druck des Arbeitgebers.



Wann ist eine Aufhebungsvereinbarung ungültig?
Die  bundesgerichtliche  Rechtsprechung  lässt  sowohl  für
privatrechtliche  als  auch  öffentlich-rechtliche
Anstellungsverhältnisse  eine  einvernehmliche  Auflösung  zu.
Eine  Aufhebungsvereinbarung  kann  für  den  Arbeitnehmer  aber
einschneidende Folgen haben. Zwei Beispiele:

–  Wird  der  Arbeitnehmer  nach  einer  Kündigung  krank,  so
verlängert sich die Kündigungsfrist um bis
   zu  180  Tage.  Schliesst  der  Arbeitnehmer  eine
Aufhebungsvereinbarung und wird im Anschluss krank, gilt
   dieser zeitliche Kündigungsschutz nicht.
– Eine Auflösung im gegenseitigen Einvernehmen wird von der
Arbeitslosenversicherung als
   Selbstkündigung qualifiziert. Wird in der Vereinbarung
nicht (wahrheitsgetreu) festgehalten, dass der
   Arbeitgeber  andernfalls  (ohne  Verschulden  des
Arbeitnehmers)  die  Kündigung  ausgesprochen  hätte,
   drohen bis zu 60 Einstelltage.

Gemäss konstanter bundesgerichtlicher Rechtsprechung darf eine
Aufhebungsvereinbarung  nicht  nur  dem  Arbeitgeber  Vorteile
bringen.  Sie  bedarf  (auch)  einer  Rechtfertigung  durch  die
Interessen des Arbeitnehmers. Es muss sich um einen «echten
Vergleich» handeln, in welchem beide Parteien Zugeständnisse
machen.

Welche Folgen hat eine ungültige Aufhebungsvereinbarung?
In der Lehre besteht Uneinigkeit darüber, ob die Parteien in
die Lage zurückzuversetzen sind, in der sie ohne den Abschluss
des  Aufhebungsvertrags  wären  oder  ob  das  Arbeitsverhältnis
trotz  Ungültigkeit  der  Aufhebungsvereinbarung  aufgehoben
bleibt.

Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist eine unzulässige
Aufhebungsvereinbarung  nichtig.  Die  Nichtigkeit  führt  dazu,
dass  für  die  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  eine
Kündigung  erforderlich  ist.  Wenn  die  Aufhebungsvereinbarung



abgeschlossen  wurde,  nachdem  bereits  eine  Kündigung
ausgesprochen worden war, entfaltet diese frühere Kündigung
ihre Wirkung. Wurde jedoch vor dem Aufhebungsvertrag keine
Kündigung ausgesprochen, muss die Kündigung unter Einhaltung
der Kündigungsfrist nachgeholt werden.

Was  muss  bei  der  Vereinbarung  einer  Freistellung  beachtet
werden?
Mit  der  Aufhebungsvereinbarung  vereinbaren  die  Parteien
häufig, dass der Arbeitnehmer für die restliche Dauer des
Arbeitsverhältnisses  freigestellt  wird.  Die  Freistellung
entbindet einen Arbeitnehmer während deren Dauer bei voller
Lohnzahlung von der Pflicht zur Arbeitsleistung. Eine solche
Freistellung  ist  zulässig.  Zu  empfehlen  sind  folgende
Ergänzungen:

– Ferien- und Überstundenguthaben: Es ist zu vereinbaren, ob
und ggf. zu welchem Teil Ferien- und Überstundenguthaben durch
die Freistellung abgegolten werden. Im Sinne einer Faustregel
gilt, dass 1/3 der Freistellungsdauer zur Kompensation von
Ferien  zur  Verfügung  steht.  Höhere  Ferien-  und
Überstundenguthaben  sind  zu  entschädigen.  Das  Bundesgericht
betonte jedoch stets die Relevanz des Einzelfalls.

– Anrechnung neuer Verdienst: Es ist zu vereinbaren, ob und
mit  welchen  Folgen  der  Arbeitnehmer  bereits  während  der
Freistellungsdauer eine neue Stelle antreten darf. Üblich ist,
dass  ein  allfällig  während  des  restlichen
Anstellungsverhältnisses  erzieltes  Einkommen  an  die
Lohnzahlungspflicht  des  Arbeitgebers  angerechnet  wird.

Hat der Arbeitnehmer Anspruch auf eine Abgangsentschädigung?
Die Antwort ergibt sich aus dem einschlägigen Personalerlass.
Abgangsentschädigungen  bzw.  Abfindungen  sind  in
Personalerlassen (teilweise, teilweise aber auch nicht) für
den Fall einer unverschuldeten Kündigung nach einer bestimmten
Anzahl Dienst- und Altersjahre vorgesehen. Damit besteht auch



eine  (implizite  oder  explizite)  Grundlage  für  eine
Abgangsentschädigung  im  Falle  einer  unverschuldeten
einvernehmlichen  Auflösung.

Daneben  kann  sich  ein  Anspruch  auf  eine  Entschädigung
(«Pönale»)  ergeben,  wenn  die  Kündigung  des  Arbeitgebers
rechtswidrig bzw. missbräuchlich war (oder wäre).

Kann  eine  Aufhebungsvereinbarung  während  einer  Sperrfrist
geschlossen werden?
Das  Bundesgericht  hat  mehrfach  bestätigt,  dass
Aufhebungsverträge  auch  während  einer  bereits  bestehenden
Sperrfrist gültig geschlossen werden können, also z.B. während
Krankheit  oder  Schwangerschaft,  sofern  damit  nicht  die
Umgehung  des  Kündigungsschutzes  bezweckt  werden  soll.  Bei
laufender Sperrfrist misst das Bundesgericht die Zulässigkeit
eines Aufhebungsvertrags ebenfalls daran, ob dem Arbeitnehmer
angemessener Ersatz – als Ausgleich für die Rechte, auf die
verzichtet werden – zugesprochen wird. In diesem Fall hat der
Arbeitgeber erhebliche Leistungen zu erbringen bzw. erhebliche
Zugeständnisse zu machen.

Muss auch das Arbeitszeugnis geregelt werden?
Die  Klausel  «auf  Wunsch  hin  wird  dem  Arbeitnehmer  ein
wohlwollendes  Arbeitszeugnis  ausgestellt»  bringt  dem
Arbeitnehmer keine Vorteile – im Gegenteil: Der Anspruch auf
ein wohlwollendes Arbeitszeugnis besteht bereits von Gesetzes
wegen. Es empfiehlt sich, den Wortlaut (inkl. Schlusssatz) des
Arbeitszeugnisses  in  der  Vereinbarung  zu  regeln.  Dadurch
lassen sich nachträgliche Diskussionen vermeiden – und das ist
das Ziel einer Aufhebungsvereinbarung.

Was ist eine Saldoklausel?
Mit  einer  Saldoklausel  (z.B.  «Mit  der  Erfüllung  dieser
Vereinbarung sind die Parteien per Saldo aller gegenseitigen
Ansprüche auseinandergesetzt») bestätigen die Parteien, dass
sie keine weiteren Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis mehr



haben. Die Klausel ist für beide Parteien wichtig, schafft
Rechtssicherheit  und  verhindert  nachträgliche  Diskussionen.
Umso wichtiger ist aber, dass der Arbeitnehmer prüft, ob mit
der Vereinbarung sämtliche Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis
geregelt wurden (z.B. auch Ferien- oder Überstundenguthaben).


